
J/ VI 

1 

3 

?;~O~':) 

1' 

3 
509 
16 

:::, 
"-r:~57 

1 7'-'1,-.... 

4 

'?/'-180 

1 fc;: ' 
i 

2 

0 
C\; 

b 
187 

195 

5'0 
195 

o,, 
19 79 

46 
3 

148 
2 

49 
l 

/ 

/540 
/"52 

I 

0 

5 

2 

,, 

0 

657 
55 

2 30 
'.isf""--i 53 
5 7 

6 

53· 
J 

427 

6•,_J"S,, 

370 

31 
1 

--
306 

310 

192 

028 
.307 

3 5 
186 --.-1 

1 

182 
1 

187 

029 
309 

370 

61 
378 

6'! 
318 

/ 

/ 

61 
318 

1 
3 

0 
0 

(0 

j 
1 

• 
• 

• 

c EI 
10 

! 

1 

I 

" 

A 

t 

215 
12 

A J 

I 

1 

-•-·, 

', 

0 

1 

~·--c'· /~ 
I f;; 

• 
• 

• 
• 

• 
• 

• 
• 

• 
• 

• 

787 
11 

• 

/ 
/ 

.,, .. ..... 

1/! 
/ 

318 
1 

2 

/ 
/ 

/ 

II 

1 

Polizei 

/ / 
V / 

146 

/ 
' ' 

/ 

<A"· 

I < 
/ ,.$ l'-­

"- I' .,~/ '" 

✓/ 

" A 

70 
11 

127 
l 

" j' / 
'1,9/ ' 

'/$ 
'<1 

9 

" •,, 
,,·~ 

-.. · 

7 !1, 
I /. ··.·. 

""/ Ir"" 

"" 

, 

/ 
/ 

0 

181 

734 ~-
5 

180 

8-· 
/ 

726:, 

744 134 

14 

142 

00 

LAN 

724 
2 

779 

0 

91 (_; 

178 
2 

B--PLAN 

249 
l 

733 

735 

178 
4 

741 

719 
2 

1 
Fahnettungsmast 
(Deutsche Bahn) 

910 

724 
3 

116 

0 

◊ 9 
72 

0 

136 

740 

139 

157!7 
3 

177 
,3 

0141 
J !6 

215 
11 

1,37 

I 

M. 1 500 

11 
;1 

Vorhabenbezogener Bebauun,;isplan 
Nr. 6 "Marienhütte" 

Stadt Hanau, Großauheim 

Dezember 2000 

Planungsbüro Kind und Rausch 

Görresstraße 2 
36041 Fulda 

Tel.: 0661-928040 
Fax: 0661-9280425 

ÜBERSICHTSPLAN 

PLANZEICHENERKLÄRUNG 
Gemäß §2 der Verordnung üher dJe Ausarbeitung der Baule!tpfäne 
und die Darstefümg des Planinha!ts. 

Planzeichenverordmmg 1S90 !f'laniV SO} 

Art dH baulich-an Nutzung (§ ${1) BauGB) 

~ Al!gemeinesWohngehiet ~J {§4BauNVO) 

Maß der baulichen Nutwng !§ 9 !l) BauGB) 

l_,_!l_j 

~ 

Max. Zahl der Vol!gesthosse 
(§ 16 (4) BauNVO) 

Grundflächenzahl {GRZ) 
{§ 1314} 3 BauNVO) 

Bauweise, Baugrenze (~ 8 {1) 2 Bi'luGBl 

so 

Offene Bauweise 
/§ 22 (2) BauNVO) 

Nur Doppelhäus-er 
zulässig 
(§ 22 (2} BaoNVO) 

$attelda-ch 

flächen für den Oemeinbedarf (§ 9 (1) 5 und {Ei BauG.BJ D Aä,hefücd,oGem,iabed,ri 

flächen für den liber5rtllchen Verkehr§ 5 (2) 3 BauGBJ 

Verkehrsflächen(§ 9 {1)11 BauGS) 

Vetkehrsfläche 
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{~ S (1) 11 BauGB). 
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Serel.ch ohne 
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·-

PD 
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~ F-läc11e fürVers:org1mgs• E3 an\ag1m 

Max. zulä$Siga Traufhllhe 
des Hauptdaches 
(§9 (lj BauGB) 
maJc. THB "'z.B. 7,0 m 
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Hi 2Gl2) 8auNVO) 

Baugrenze 
(§ 23 BauNVO) 
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zulässig 
(!i 22 l2) 8auNVO) 

Pultdath 

Straße11begrnrn:ungslinie 
(!i 9 (1) 11 BauGB} 

~ 'Zweckhestimm1mg: 

1 u ! Gas 

' 1 

"() J Zweckbes!immung, l~ 8ektrizität 

Grilnflli,chen {§S (1) 15 BauGB E] Öffoefüch, G;Unfläche 

Zweckbestimm1mg:: 
Parkanlage 

Planungen rum Schutz, zur Pflege und iur 
Entwicklung von Natur und Landschaft • 
{§9 (1) 25 ßauGB 

0 Anpflanzen von Ein2e1b!lomen 

Sonstige P!:mzeichen 

EJ Urngrem:ungvon flächen für 
N.eben:an!agen, Stellplätte und 
Garagen 

- \.§9 (il 4 u. 22 BauGB} 

--
Hinweis 

Mlt Geh-, Fahr- tmd leitungs. 
rechten zu belastende Fläi;-he 
(§9 (t) 21 SauGB) 

Grenze des räumfü:hen 
Geltungsbereiches 

r p1ival 
Private ßrtinf!äche: 

1 _IBJ 1 

Z,vac-kbestimmung: 
Spielplatz 

1 0 1 Emaltvon Eh,w!bäumeo 
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Umwelteinwirkungen • 
! §9 i1l 24 BauGB} 

hil'lr: lärmschutzwa.1d 
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{§.16 i5) BauNVO} 
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STADT HANAU 
VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN 

NR.6 "MARlENHÜTTE" 

IM STADTTEIL GROSSAUHEIM 

35•, 45• so 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN, ALLGEMEINE HINWEISE 
UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

TEILA 
PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§9 BauGB und BauNVO) 

1. WA=Allgemeines Wohngebiet 
(§4 BauNVO) 

Gern. §1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind Ausnahmen nach §4 (3) BauNVO 
nicht zulässig. 

2. Grundflächenzahl {GRZ) als Höchstmaß 
(§19 (4) 3 BauNVO) 

Bei der Ermittlung der GrUndfläcllenzah! slnd tellversiegelte Flächen 
nur prozentual zu berechnen, wenn die Versickerungsfäh!gke!t des 
jeweiligen Materials. durch einen Produktnachweis belegt werden kann. 

3. Geschoßflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß 
(§20 (2) BauNVO) 

Gemäß §20 (3-) BauNVO werden die Flächen von AufenthaltsraumM 
im Dachgeschoß nicht mitgerechnet. 

4. Der Grundstücksfläche (gemäß §19 (3) BauNVO} sind die flächen von 
außerhalb -des Baugrundstückes angeordneten Garagen, Ste!lp!ätzen, 
Carports, Privaterschließungen, Zufahrten und Fußwegen nach §21a 
{2) BauNVO hinzuzurechnen. 

5, Grenzbebauung bei Vor• bzw, RO-cksprüngen der Hausfronten Ist 
ausdrücklich zulässig. 

6. Nebenan!agen und untergeordnete Bauten gemäß 
§14 BauNVO (Schuppen, Lagerräume, GerätehOtten, Lagerräume, 
Garagen) sind außerhalb der festgesetzten Baufenster nur in den 
gesondert ausgewiesenen Flächen für Nebenanlagen zulässig. 

Nebenanlagen ln halboffener Bauweise sind auch zulässig, wenn 
iedlg!icll eine einseitige Bebauung stattfindet. Abstandsflächen sind in 
d!esem Fan nicht efozuha!len, auch wenn die zulässige Gesamtlänge 
der Grenzbe_bauung Oberschritten ist 

7. Definition: Traufhöhe 
Die Traufhöhe wird ,;,ls Maß zwischen dem Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut und der max. Höhe der 
öffenU!chen bzw. privaten Erschließung an der jewettigen Grundstück~ 
grenze festgelegt 

8. Traufhöhenbeschränkung 

In den Baugebieten mit det Kennzeichnung A wird die„Traufhöhe auf 
max. 7,0m festgesetzt. 

In den Bau.gebieten B {Pultdächer) wird die untere Traufhöhe auf 
7 ,50m festgelegt, wobei elne maximale Dachneigung von 25 ~ zulässig 
Ist 

!n den Baugebleten mit der Kennzeichnung C wird dle Traufhöhe auf 
4,50m festgesetzt. 

9. Flächen mlt Geh~ Fahr- und Leitungsrecht 
(§9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Die festgelegten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind wie folgt geregelt: 

GR1 - Gehrecht zugunsten der unmittelbaren Anwohner 

GR2- Gehrecht zugunsten der At!gemelnheit 

FR1 M Fahrrecht zugunsten der unmittelbaren Anwohner 

FR2 - Fatirrecht zugunsten der Anwohner und der 
angrenzenden Po!izelstatlon 

LR- Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger 

iO. Anpflanzungen von Bäumen und sonst. Bepflanzungen sowie die 
Erhaltung von Bäumen und sonstigen Bepfianz.ungen 
(§9 (1) 25 BauGB) 

Zu verwenden sind hochstämmige Einzelbäume mit einem Mindest-StU 
von 18 cm, gemessen in 1,0m Höhe. 

Entlang der öffentlichen Straßen und Wege sind Bäume an dem im 
Plan festgooetzten Standorten 2t1 pflanzen. Die festgesetzten 
Standorte mit der dazugehörigen öff-entlictien Fläche können in 
Abstimmung mit den zuständ!gen Stellen den Erfordernissen der 
notwendigen Grundstöckstei!ung angepaßt werden. Die Anzahl der 
Säume und der angestrebte Charakter der Straße sind beizubehalten, 
Für. die Begrünung sind helmlsche, standortgerechte Bäume zu 
veiwenden. 

Vorhandene., .gekennzeichnete Einzelbäume auf den Privatgrund~ 
stocken und im öffentllchen Straßenraum sind zu erhalten. 

11. Schallschutz 

Aktive Schallschutzmaßnahr11€n 
Als Vorkehrung zum Schutz vor schäd!!chen Umwelteinwlrkungen im 
Sinne des Bundes~lmmissionsschutz-g-esetzes (§ 9 (1) 24 BauGS} ist 
entlang der nördllch verlaufenden Bahnlinie eine hochabsorbierende 
Lärmschutzwand (Höhe 4,0m, gemessen ab Höhe Bahngleis) zu 
errichten, 

Passive Scha!!schutzmaßnahmen 
In dem geplanten B-augeblet sind auf den Haupttännque!len • 
zugewandten Gebäudeseiten bei Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
aufgrund der Geräuschimmissionen aus Verkehr gemäß §9 BauGB für 
Wohnungen und sonstige Aufenthaltsräume bauliche und/ oder 
sonstige Vorkehrungen zur Lärmminderung zu t<effen. Nach DIN 4109 
~Schallschutz lm Hochbau ~ Anforderungen und Nachweise~, Ausgabe 
1989, sind zum Schutz von Aufenthaltsräumen gegen Außenlärm, der 
parallel zur Bahnlinie verlaufenden Häuseueile, die Anforderungen an 
die Luftschalldämmung von Auß-enbauteilen gemäß Ziffer 5 und 
TabeUe S und 9 einzuhalten. 
Für die Pultdachkonsfruktion ist gemäß Gutachten aln bewertetes 
Schalldämm-Maß von R'w :::: 40 <lB einzuhalten. 

12. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
(§ 9 (1) 4 u. 22 BauGB) 

ln den markierten und mit Na/Ga/St bzw. Ga/St geken112elchneten 
Flächen sind folgende Nutzungen zulässlg: 

Na = 

Ga = 
S1 = 

Nebenanlagen, außerdem zulässig sind 
die Nutzungen Geräteraum und Atrium 
Garagen, Carports 
Stellplätze 

' 

Garagen~ und Carportvorilächen mit mind. 5,0m TieJe werden als 2. 
Stellplatz für eine Wohneinheit anerkannt. 

Carports sind zu begrünen, Pro Carport-Stellplatz slnd Insgesamt 4 
Kletter- und Schlingpflanzen z.B. der Arten Wilder Wein, Efeu oder 
Clematis etc. fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten {§9 {1) 
20 BauGB und §87 (1) 5 HBO}. 

13. Für Stellplätze und Garagenzufahrten <!Orfen ausschlleß!lch 
wasserdurchlässige Materialien wie Ökoporenpflaster, breitfugiges 
Drain- oder Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine o.ä. verwendet 
werden. 

TEILS 
FESTSETZUNGEN GEM. § 87 HBO i.V. mit §9 (4) BauGB 

Äußere. Gestaltung baulicher Anlagen (§{\7 (1) 1 HBO) 

1. Dachgestaltung 

Zur oacheindeckung $nd Materialien in röten oder duni®n Farbtönen 
zu verwenden. 

2. Fassadengestqltung 

Wandverkleidungen und Außenwandflächen sind zulässig aus Putz, 
Beton, Holz, Stein und MetaH in gedeckten, nicht glänzenden Farben. 

3. Gestaltung von Nebenanlagen und Garagen 

Garagen und Neb-enan!agen sind in Mater!alwahf und Farbgebung den 
Hauptgebäuden anzupassen. 

Bei Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig. 

4. Einfriedigung 

Für dle Einfriedung Oer Grundstücke sind lebende Hecken, Holzzäune 
oder Maschendrahtzäune zu verwenden. Vorgärten sind ohne Zäune 
zu gestalten. Als Vorgarten gilt die Fläche zwischen der 
eingangsseitigen Fassade und ggf. dersn seitllcher Verlängerung In 
Gebäudeflucht und der Strassengrenze. 

5. MUiistandplätze 
Die MUllstaodpläize und Standorte der Recyclingbehälter sind dreiseiffg 
{zur Hausseite hin offen) durch einen Slchtschutz aus Holz oder Metall 
einzufassen und so gegen Einsicht von der öffenl!ichen Verkehrsfläche 
abzuschirmen. Die Sich!schutzelemente sind zusätzlich mlt Hecken 
oder Rankpf!anzen abzupflanzen. • 

Die Bepflanzung Ist fachgerecht und so vorzunehmen, daß der 
Möllstandp!atz in spätestens 5 Jahren eingegrünt ist; sie ist zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. 

TEILC 
ALLGEMEINE HINWEISE UNO 
NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN ( §9 (4,6) BauGB) 

1. Allgemeine Hinweise 

Die textlichen Festsetzurig-011 sind Bestandteil dieses Bebauung$• 
planes. 

2, Gesetze und Satzungen 

Ole planerischen Festsei.Zungen dieses Bebauungsplanes ersetzen 
nicht die allgemein gültigen baurechtlichen Bestimmungen, Normen, 
sonstigen Vorschriften und Satzungen. 

Insbesondere sfnd zu beachten in der jeweils gültigen Fassung: 

• Die Hessische Bauordnung (HBO) 
• Das Hessische Nachbarrecht 

3. Oenkmalsc-hutzl Bodenfunde-

Nach §20 Hess. Denkmalschutzgesetz (HOSchG} sind dem Landesamt 
fOr Denk.ma!pflegs in Wiesbaden alle bel Erdarbeiten auftretenden 
Funde wie Mauem, Ste!ns-etzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z.B. Scherben, Stelngeräte, Ske!ettreste zu melden. 
Die Funde und Fundste!len sind bis zu einer Woche nach der Anzelge 
in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu 
Entscheidung iu schützen (§20 (3) HDSchG}. 

4 Versorgungs!eltungen 

Oie Versorgungsträger sind frühzeitrg (mindestens 3 Mona~) vor 
8egino der Straßenbaumaßnahmen zu verständigen. 

5. Solarenergie 

Kollektoren und Solarzellen (Photovoltaik} sind grundsätzlich zulässig. 
Sie sind aber nur f!ächenintegriert, durchlaufend horizontal, 
durchlaufend vertikal auf der Hauptdachfläche oder auf den Dächern 
von Anbauten zulässig . 

Vorhabenbezogener 

StadtH.ANAU 
Bebauungsplan Nr.6 
,,Marienhütte"' -

GesetzUche Grundlage mr den Bel:>auungsp!an· ist das 
Baugesetzbuch (BauGB) , In ·der Fassung der 
8ekanntmachung vom 27.08.1997 {BGBJ.I.S, 21-41), so'Me 
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) In der Fassung vom 
2$.01.1990(BGBU,S.132) • 

Das Vermes:Sllf1gs~ und Llegenschaftsamt der &adt Hanau Hanau, 
(Veirncissurigsd!e!lStst~lle ·nach§ 8 He-ss.. Katastergesetz) • gaz, 
stellt d1e P!anunterlage auf der Grundlage der Flurkarte her, 

Vem1essuri_gsd!reklor 

Die Stadtv-erordnetenversemmluflg beschloß di-e 
BebauungsplanaufsteUtmg nach§ 2(1) 8auGB Am; 29.11.1999 

Dar AtJfstel!ungsbesci'ltuß wurde nach § 2 {1} BauGB Am: os.o4.2ooo' 
ortsObllch bekanntgemacht 

Die Sta.dbte(Ordnetenversammlung beschloß den 
Babauunssp!anentwurf und $eine ö~ntliche Auslegung nach 
§-·3 Abs. 2 ,BauGB , . • 

Alri; 28.08.2000 

Die öff1:mrncheAusleguiig wurde 11a.ch § 3 AbS. 2 BauGa 
ortsOblich Pekan_htgemaeht • 

Am: 04.09.2000 

Oef Beb<illungsplanentwurf wurde nach§ 3 Abs. 2 BauGB: 
öffentlich ausgelegt , Vom:11.09.2000 

bis: 13.10.2000 

Die Stadtverordnetenvfflammlung bescllloß den • Am: 27,11.2000 
Bebauunsjsp!an nach § 1 O BauGB als Satzung !Hanau 

' 
gez. Welcker 

aaudire.tdor 

Ausgefertigt ·am _06.12.2000 

g.ez.. Palscha 

Baudezernßnt 
Der Bebauungsplan ·ortsilbüch bekanntgemaeht am; 01.12,2000 

Der Bebauungsplan -.vurde damlt rechl$kräftigt am: 07.12.2000 

Hanau, den 08.12.~ 
gez. wetcker 

• Saudirektor 

Entwurf: KIND UNO RAUSCH, FULDt\ 

Datum: 11:12.2000 Maßstab; 1:500 
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